


Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der Abwägung 
nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen) 

 

 ☐ Einwendungen 
 
 

 

 ☐ Rechtsgrundlagen 
 
 

 

 ☐ Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 
 

☒ Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g.  Plan,   geglie-

dert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
Grundsätzlich besteht mit der Änderung Einverständnis seitens der unteren Bauaufsichts-
behörde. Vorgespräche haben dazu bereits Vorort in der Vergangenheit stattgefunden. 
 
 
Das im Abwägungsgebot des § 1 Abs. 7 BauGB wurzelnde Gebot der Konfliktbewältigung 
verlangt, dass jeder Bebauungsplan grundsätzlich die von ihm selbst geschaffenen oder 
ihm sonst zurechenbaren Konflikte zu lösen hat, indem die von der Planung berührten Be-
lange zu einem gerechten Ausgleich gebracht werden.  
Vor diesem Hintergrund ist zu klären, ob die landwirtschaftliche Nutzung des bestehenden 
Anwesens Rosenheimerstraße 6 mit der Aussiedelung der Ställe aufgegeben wurde, wie 
bereits im FNP Verfahren ausgeführt. Sofern dies nicht schriftlich vom Eigentümer mitge-
teilt ist, müsste das Anwesen ggf. in die Geruchsbegutachtung einbezogen werden. Eine 
Wiederaufnahme der landw. Nutzung wäre derzeit nach unserem Kenntnisstand baurecht-
lich zulässig.  
Ggf. ist der Ausschluss einer Wohnnutzung in den nördlichen Gebäuden im Bereich „Wi-
mäcker“, Schreinerei und Tankstelle, wegen der Nähe zur (Alt-) Hofstelle in Erwägung zu 
ziehen. 
 
Um eine Beeinträchtigung der Hofstelle durch heranrückende Wohnbebauung auf  
Fl.Nr. 229 auszuschließen, wird auf die Abstimmung des Immissionsgutachtens mit dem 
Sachgebiet Immissionsschutz verwiesen. 
 
 
A Festsetzungen durch Planzeichen: 
Mit den festgesetzten Höhen OK FFB EG besteht Einverständnis, diese dürften durch-
schnittlich etwa 25-30cm über Gelände liegen. 
 
 
 
 
 
 




